
Entscheidungen Strafrecht Anmerkung Liesching

riger Angebote zur Verfçgung stellen. Denn insoweit gençgt
ihnen nach Hinweis auf die Strafrechtsrelevanz von Ange-
botsinhalten eine feigenblatthafte Dokumentation einer »un-
verzçglichen Ûberprçfungsbitte« an den Domaininhaber,
um jedenfalls çber den Vorsatzentfall einer strafrechtlichen
Haftung zu entgehen. Vor diesem Hintergrund mag einem
das Ergebnis des Beschlusses mit Blick auf die Vermeidung
einer ausufernden strafrechtlichen Inhaftnahme beteiligter
Akteure der Internetkommunikation beifallwçrdig erschei-
nen. Die Begrçndung çber den Entfall des Gehilfenvorsatzes
bei bloßem Prçfungshinweis an den Domaininhaber belåsst
indes Unbehagen.

Prof. Dr. Marc Liesching, Hochschule fçr Technik,
Wirtschaft und Kultur Leipzig.

Vollstreckungsrecht

Unterlassene Benachrichtigung des

Verteidigers vom Anhærungstermin im

Vollstreckungsverfahren

StPO §§ 44, 145a Abs. 3 S. 2, 453 Abs. 1 S. 4

1. Das Unterbleiben der Benachrichtigung nach § 145a
Abs. 3 S. 2 StPO hat keinen Einfluss auf die Wirksamkeit
der an den Verurteilten bewirkten Zustellung und den
Lauf der hierdurch in Gang gesetzten Beschwerdefrist.

2. Der Verstoß begrçndet jedoch die Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand, wenn die Fristversåumnis darauf be-
ruht und nicht besondere Umstånde vorliegen, die dem
Betroffenen Anlass geben mussten, fçr die Einhaltung
der Frist auch selbst Sorge zu tragen; die Nichtteilnahme
des Verteidigers an einem Anhærungstermin nach § 453
Abs. 1 S. 4 StPO stellt keinen solchen Umstand dar, wenn
der Verteidiger entgegen der prozessualen Fçrsorge-
pflicht des Gerichts nicht von dem Termin benachrichtigt
worden ist. (amtl. Leitsåtze)

KG, Beschl. v. 09.01.2014 – 2 Ws 2/14

Aus den Grçnden: Mit Beschl. v. 23.10.2013 widerrief das AG
Tiergarten nach mçndlicher Anhærung des Verurteilten am
22.10.2013 die diesem mit Urt. v. 14.07.2009 bewilligte Strafaus-
setzung zur Bewåhrung wegen eines Weisungsverstoßes. Der Ver-
teidiger des Verurteilten war durch das Gericht nicht von dem An-
hærungstermin benachrichtigt worden und hatte an diesem auch
nicht teilgenommen. Ebenso wenig war ihm Gelegenheit zur
schriftlichen Stellungnahme gegeben worden. Der Widerrufsbe-
schluss wurde dem Verurteilten ausweislich der Zustellungsurkunde
v. 25.10.2013 an diesem Tag durch Einlegung in den zu seiner
Wohnung gehærenden Briefkasten zugestellt. Der Verteidiger wur-
de hiervon nicht unterrichtet und erhielt keine Abschrift des Be-
schlusses.

Nachdem er durch den Verurteilten von dem Anhærungstermin er-
fahren hatte, nahm er am 05.11.2013 Akteneinsicht, legte am
07.11.2013 sofortige Beschwerde gegen den Beschl. v. 23.10.2013
ein und beantragte mit weiterem Schriftsatz v. 14.11.2013 »hilfs-
weise« Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versåu-
mung der Beschwerdefrist. Zur Begrçndung des Wiedereinset-
zungsgesuchs fçhrte er aus, der Verurteilte habe den Widerrufsbe-
schluss ungeachtet der beurkundeten Zustellung nicht erhalten.
Dieser sei erst im Rahmen der Akteneinsicht zur Kenntnis des Ver-
teidigers gelangt. Mit dem angefochtenen Beschl. v. 22.11.2013 hat

das LG Berlin den Wiedereinsetzungsantrag und die sofortige Be-
schwerde als unzulåssig verworfen.

Die gegen die Versagung der Wiedereinsetzung gerichtete sofortige
Beschwerde des Verurteilten ist zulåssig (§§ 46 Abs. 3, 311 Abs. 2
StPO) und hat auch in der Sache Erfolg.

1. Das LG hat zunåchst zutreffend dargelegt, dass der Beschl. des
AG v. 23.10.2013 dem Verurteilten durch Einlegung in den zu sei-
ner Wohnung gehærenden Briefkasten am 25.10.2013 ordnungsge-
måß zugestellt worden ist (§ 37 Abs. 1 S. 1 StPO, §§ 166, 176, 180
ZPO) und die am 07.11.2013 gegen den genannten Beschluss ein-
gelegte sofortige Beschwerde daher nicht die Wochenfrist des § 311
Abs. 2 StPO wahrt.

Der Senat macht sich insoweit die Ausfçhrungen des LG zu Eigen
und bemerkt ergånzend: Zwar håtte der Verteidiger, der sich im
laufenden Bewåhrungsverfahren mit Schriftsatz v. 29.07.2011 fçr
den Verurteilten gemeldet hatte, gem. § 145a Abs. 3 S. 2 StPO un-
ter Beifçgung einer Abschrift von der Zustellung des Beschlusses an
den Verurteilten unterrichtet werden mçssen, was hier nicht gesche-
hen ist. Die Benachrichtigungspflicht setzt lediglich das Bestehen
eines – insbes. durch Meldung – bekannt gewordenen Verteidi-
gungsverhåltnisses, nicht aber das Vorliegen einer schriftlichen Voll-
macht in den Akten voraus (vgl. Senat, Beschl. v. 07.07.2010 – 2
Ws 122/10, v. 11.02.2010 – 2 Ws 53/10 – und v. 01.04.1999 – 5
Ws 191/99, juris; Meyer-Goßner, StPO 56. Aufl., § 145a Rn. 13).
Das Unterbleiben der Benachrichtigung hat jedoch – da § 145a
Abs. 3 StPO nur eine Ordnungsvorschrift ist – keinen Einfluss
auf die Wirksamkeit der an den Verurteilten bewirkten Zustellung
und den Lauf der hierdurch in Gang gesetzten Beschwerdefrist (vgl.
– jeweils zu § 145a Abs. 3 S. 1 StPO – BVerfG NJW 2002, 1640;
BGH NStZ 2010, 584; wistra 2006, 188; NJW 1977, 640; ferner
OLG Stuttgart StV 2011, 85; Beschl. v. 30.12.2008 – 2 Ws 363/08,
juris; OLG Mçnchen NJW 2008, 3797; OLG Frankfurt/M. NJW
1982, 1297; OLG Dçsseldorf VRS 89, 41; Senat StV 2003, 343,
st. Rspr.; Laufhçtte/Willnow in KK-StPO 7. Aufl., § 145a Rn. 6;
Meyer-Goßner, § 145a StPO Rn. 14).

2. Der vom LG nicht erwåhnte Verstoß gegen § 145a Abs. 3 S. 2
StPO begrçndet jedoch die Wiedereinsetzung des Bf. in den vori-
gen Stand gegen die Versåumung der Frist zur Einlegung der sofor-
tigen Beschwerde.

a)Die an einem Strafverfahren Beteiligten dçrfen regelmåßig
darauf vertrauen, dass das mit der Sache befasste Gericht alle
verfahrensrechtlichen Bestimmungen einschließlich der Ord-
nungsvorschriften beachtet. Das gilt uneingeschrånkt auch
fçr § 145a Abs. 3 S. 2 StPO. Die dort getroffenen Regelun-
gen dienen dem Zweck, dem bevollmåchtigten oder bestell-
ten Verteidiger die Fristenkontrolle zu çbertragen. Der
Besch. (hier: Verurteilte) soll sich darauf verlassen kænnen,
dass der Verteidiger Kenntnis von der Zustellung der Ent-
scheidung erhålt, nach der er sich ohne zusåtzliche Rçckfra-
gen bei dem Betroffenen richten kann (vgl. OLG Kæln VRS
42, 125; Senat VRS 117, 166; StV 2003, 343; Beschl. v.
07.05.2009 – 2 Ws 140/09, v. 20.11.2008 – 2 Ws
577-578/08, v. 01.04.1999 – 5 Ws 191/99, juris und v.
11.06.1998 – 5 Ws 333/98; Laufhçtte/Willnow a.a.O.
§ 145a StPO Rn. 6; vgl. ferner [unter Offenlassung der ge-
setzgeberischen Intention] OLG Stuttgart StV 2011, 85).
Demgemåß begrçndet das Unterbleiben der Benachrichti-
gung des Verteidigers die Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand, wenn die Fristversåumnis darauf beruht und nicht be-
sondere Umstånde vorliegen, die dem Betroffenen Anlass ge-
ben mussten, fçr die Einhaltung der Frist auch selbst Sorge
zu tragen (vgl. OLG Stuttgart a.a.O.; OLG Frankfurt/M.
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NJW 1982, 1297; OLG Schleswig SchlHA 1992, 12; NJW
1981, 1681; KG, Beschl. v. 21.12.2009 – 4Ws 134/09; Senat
VRS 117, 166; StV 2003, 343; Beschl. v. 07.05.2009 – 2Ws
140/09, v. 20.11.2008 – 2 Ws 577-578/08, v. 01.04.1999 –
5 Ws 191/99, juris und v. 11.06.1998 – 5 Ws 333/98; Mey-
er-Goßner, § 44a StPO Rn. 17 und § 145a StPO Rn. 14;
Laufhçtte/Willnow a.a.O. § 145a StPO Rn. 6; einschrånkend
[Vertrauensschutz grundsåtzlich nur bei versåumter Rechts-
mittelbegrçndungsfrist] BayObLG NJW 1993, 150; MDR
1982, 774; VRS 50, 292; OLG Mçnchen StV 2011, 86;
NJW 2008, 3797; OLG Nçrnberg NStZ-RR 1999, 114;
OLG Dçsseldorf VRS 89, 41; vgl. ferner BGH wistra 2006,
188 [zu § 145a Abs. 3 S. 1 StPO]; OLG Celle StV 1994, 7
[sprachunkundiger Besch.]).

aa) Derartige Umstånde sind hier nicht erkennbar. Der Ver-
teidiger hat wåhrend des gesamten Bewåhrungsverfahrens die
Interessen des Verurteilten wahrgenommen und sich mit ei-
ner Vielzahl von Schriftsåtzen an die jeweils zuståndigen Stel-
len gewandt. [wird ausgefçhrt] Bei dieser Sachlage gab es fçr
den Verurteilten keinen Grund, sich um die Einhaltung von
Fristen in dem Bewåhrungsverfahren selbst zu kçmmern. Er
konnte vielmehr davon ausgehen, dass der durchgångig fçr
ihn als Verteidiger tåtige RA S. nach § 145a Abs. 3 S. 2 StPO
von einem gegen ihn erlassenen Widerrufsbeschluss unter-
richtet wçrde und seinerseits alles Erforderliche veranlassen,
insbes. die Fristenkontrolle wahrnehmen und sich rechtzeitig
mit ihm çber die Einlegung eines Rechtsmittels verståndigen
wçrde (dazu vgl. Senat, Beschl. v. 01.04.1999 – 5 Ws
191/99, juris).

bb) Der Umstand, dass der Verteidiger bereits an dem An-
hærungstermin zu demWiderrufsantrag der StA nicht teilge-
nommen hat, fçhrt nicht zu einer anderen Beurteilung.

Von einer bewussten Untåtigkeit des Verteidigers – die die
Benachrichtigungspflicht nach § 145a Abs. 3 S. 2 StPO und
das geschçtzte Vertrauen des Verurteilten hierauf entfallen
ließe (dazu vgl. Senat, Beschl. v. 07.05.2009 – 2 Ws 140/09)
– kann nicht die Rede sein, da der Verteidiger keine Termins-
nachricht erhalten hatte und der Verurteilte ihn – soweit er-
sichtlich – erst im Nachhinein von dem Anhærungstermin
unterrichtete. Ebenso wenig kann aus dem Verhalten des Ver-
urteilten hergeleitet werden, dass dieser im weiteren Verlauf
auf die Mitwirkung seines Verteidigers verzichten wollte oder
in rechtserheblicher Weise zu erkennen gab, dass das Vertei-
digungsverhåltnis beendet worden sei (vgl. Senat a.a.O.). Der
Umstand, dass der Verurteilte ihn – soweit ersichtlich – nicht
vorab von dem Anhærungstermin in Kenntnis gesetzt hatte,
reicht hierfçr erkennbar nicht aus. Vielmehr liegt es nahe,
dass der Verurteilte als juristischer Laie darauf vertraute,
dass der Verteidiger durch das Gericht çber den Termin in
Kenntnis gesetzt wçrde. Im Ûbrigen berief sich der Verurteil-
te im Rahmen der mçndlichen Anhærung auf seinen Vertei-
diger (»meinen RA«), ohne das Fortbestehen des Verteidi-
gungsverhåltnisses in Frage zu stellen.

Die unterbliebene Terminsnachricht an den Verteidiger stellt
auch keinen Umstand dar, der dem Verurteilten Anlass geben
musste, fçr die Einhaltung der Rechtsmittelfrist selbst Sorge zu
tragen, und deshalb der Wiedereinsetzung entgegenstçnde.
Zwar ist die Benachrichtigung des – teilnahmeberechtigten –
Verteidigers çber einen Anhærungstermin grundsåtzlich Sache

des Verurteilten; das Gericht ist zu einer Benachrichtigung des
Verteidigers nur dann verpflichtet, wenn der Anhærungstermin
kurzfristig anberaumt wird und der Anspruch auf eine faire
Verfahrensgestaltung anderweitig nicht zu gewåhrleisten ist
(vgl. – jeweils zur mçndlichen Anhærung nach § 454 Abs. 1
S. 3 StPO – BVerfG NJW 1993, 2301; OLG Saarbrçcken
NStZ 2011, 478; OLG Kæln NStZ 2011, 715; Senat, Beschl.
v. 07.05.2009 – 2Ws 140/09; Appl in KK a.a.O. § 454 Rn. 19;
Meyer-Goßner, § 454 StPO Rn. 19). Gleichwohl wåre das AG
zumindest aus Grçnden der prozessualen Fçrsorge gehalten ge-
wesen, den bereits wåhrend des gesamten Bewåhrungsverfah-
rens fçr den Verurteilten tåtigen Verteidiger çber den Anhæ-
rungstermin zu benachrichtigen (vgl. Senat a.a.O.), zumal es
sich bei dem Verurteilten um einen Auslånder mit unzurei-
chenden Kenntnissen der deutschen Sprache handelt. Unab-
hångig davon håtte dem Verteidiger gem. § 33 Abs. 3 StPO
jedenfalls Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme gewåhrt
werden mçssen (vgl. BGHSt 25, 252; Appl a.a.O.; Meyer-Goß-
ner, § 33 StPO Rn. 12), was ebenfalls nicht geschehen ist. Die
unterbliebene Beteiligung des Verteidigers hat bereits vor Erlass
des Widerrufsbeschlusses zu einer Einschrånkung der Verteidi-
gungsmæglichkeiten gefçhrt und ist ebenso wie seine unterlas-
sene Benachrichtigung nach § 145a Abs. 3 S. 2 StPO fçr die
verspåtete Einlegung der Beschwerde ursåchlich geworden. Sie
beruht auf einem Verschulden der Justizbehærden und kann
daher nicht – wie etwa eine dem Betroffenen bekannte Unzu-
verlåssigkeit seines Verteidigers (vgl. Meyer-Goßner, § 44 StPO
Rn. 18) – zu Lasten des Verurteilten herangezogen werden, um
aus ihr eine Verpflichtung zur eigenen Fristenkontrolle herzu-
leiten.

Mitgeteilt vom 2. Strafsenat des KG, Berlin.

Verteidigerbestellung im

Vollstreckungsverfahren

StPO §§ 140 Abs. 2, 454 Abs. 2; StGB § 57 Abs. 1

Fçr die anstehende Entscheidung, ob die Vollstreckung
des Restes einer Freiheitsstrafe zur Bewåhrung ausge-
setzt werden kann, ist dem Verurteilten ein Verteidiger
beizuordnen, wenn das Gericht ein Prognosegutachten
eingeholt hat, dessen notwendige Erærterung den Verur-
teilten intellektuell und sprachlich çberfordern wçrde.

OLG Frankfurt/M., Beschl. v. 07.10.2014 – 3 Ws 861/14

Der Vors. der StVK hat es abgelehnt, dem Verurteilten fçr
.die anstehende Entscheidung nach § 57 Abs. 1 StGB in ent-
sprechender Anwendung von § 140 Abs. 2 StPO einen Ver-
teidiger zu bestellen. Dagegen wendet sich der Verurteilte
mit der Beschwerde, der das LG nicht abgeholfen hat. Das
zulåssige Rechtsmittel hat auch in der Sache Erfolg.

Ûber die Bestellung eines Verteidigers gem. § 140 Abs. 2 StPO
entscheidet der Vors. nach pflichtgemåßen Ermessen. Dabei
hat er einen Beurteilungsspielraum (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt
StPO 57. Aufl. § 140 Rn. 22 m.N.). Der Senat kann seines
Entscheidung nur auf Ermessensfehler hin çberprçfen (vgl. Se-
nat, Beschl. v. 04.06.2007 – 3 Ws 528+529/07). Allerdings
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